
RUNDBRIEF 

Editorial 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 
gesellschaftlicher Wandel, Veränderungen 
im Gesundheitswesen, im Ausbildungsbe-
reich, in der Altersstruktur unserer Mitglie-
der, in neuen Arbeitsfeldern– mit diesen 
Themen beschäftigen sich die Autorinnen 
und Autoren dieses Rundbriefes. 
Dass gesellschaftlicher Wandel eine Zunah-
me an interkultureller Kompetenz in psycho-
therapeutischen und psychosozialen Ar-
beitsfeldern erfordert zeigt Nora Balke in 
ihrem Beitrag über die Strukurierte Supervi-
sionsmethode nach Lansen und Haas.  
Auf die Frage, ob Psychotherapie mit Men-
schen jenseits des 60. Lebensjahres mög-
lich ist, gibt Dr. Rainer Vogel in seinem 
Bericht über seine Therapiegruppe Antwor-
ten. 
Die Altersstruktur unseres Berufsstandes 
legt die Beschäftigung mit den Themen 
Praxisweitergabe oder Weiterarbeiten für 
die älteren und Einstieg oder Erwerb einer 
Praxis für die jüngeren Kolleginnen und 
Kollegen nahe. Mit dem Beitrag von Pilar 
Isaac-Candeias möchten wir die Diskussi-
on anregen. 
Und vielleicht haben Sie eine weitere Verän-
derung bereits bemerkt: die Psychothera-
peutenkammer Berlin hat eine neu gestalte-
te Website, verändert in der Gestaltung und 
Benutzerfreundlichkeit – Dr. Beate Locher 
informiert sie kompetent. 
Weitere Informationen erhalten Sie zum 
Fortbildungszertifikat durch Mechthild En-
gert, zum BKA-Gesetz von  Anja Weyl und 
zu den Kammerwahlen von Antje Liesener. 
2009 ist ein „Superwahljahr“ – auch in der 
Berliner Psychotherapeutenkammer werden 
im Juni neue Delegierte gewählt werden – 
wir möchten Sie schon heute dazu auffor-
dern, von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu ma-
chen. Über die Arbeit des Vorstandes in den 
zurückliegenden Monaten informiert Sie Chris-
toph Stößlein und über die letzte Delegierten-
versammlung Dr. Beate Locher. 
 
Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre die-
ses Berliner Rundbriefes 
 
Dorothee Hillenbrand 
Vizepräsidentin 
 

aus einer sehr arbeitsreichen Zeit seit dem 
Erscheinen des letzten Kammerrundbriefes 
berichte ich über folgende Bereiche der 
Vorstandstätigkeit: 
 
Am 19. Januar fand ein Gespräch zwi-
schen Kammervorstand (vertreten durch 
den Präsidenten Michael Krenz, die Vize-
präsidentin Dorothee Hillenbrand und das 
Vorstandsmitglied Heinrich Bertram) mit 
dem Staatssekretär der Senatsverwal-
tung für Gesundheit, Dr. Benjamin-
Immanuel Hoff, und dem Psychiatriebe-
auftragten des Landes Berlin, Heinrich 
Beuscher, statt. Schwerpunkte der zu-
künftigen Zusammenarbeit zwischen Se-
natsgesundheitsverwaltung und Kammer 
werden im Rahmen der Landesgesund-
heitskonferenz folgende Themen sein: Si-
cherstellung einer ausreichenden psycho-
therapeutischen Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen (sowohl im Bereich der 
GKV wie auch im Bereich des SGB VIII / 
„KJHG-Therapien“), der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung und der psychothera-
peutischen Versorgung älterer Menschen.  
 
Was den ersten Punkt angeht, hatte der 
Kammervorstand in mehreren Stellungnah-
men immer wieder darauf hingewiesen, 
dass die psychotherapeutische Versor-
gung von Kindern und Jugendlichen vor al-
lem in den Berliner Randbezirken nicht 
ausreichend gewährleistet ist. Auch beste-
hen Defizite bei der psychotherapeuti-
schen Versorgung älterer Menschen und 
psychotisch erkrankter Menschen, was die 
Kammer durch die  Studie "Ambulante 
psychotherapeutische Versorgung von 
psychosekranken Menschen sowie älteren 
Menschen in Berlin"  aus dem Jahr 2005 
(„FOGS-Studie“) nachgewiesen hat. Die 
Kammervertreter wiesen Herrn Dr. Hoff 
und Herrn Beuscher auf die rechtlich unge-
klärte Situation der Psychotherapeuten in 
Ausbildung (PiA) während der „praktischen 
Tätigkeit“ hin; damit ist die Tätigkeit der 
PiA während der Ausbildung in psychiatri-
schen Kliniken gemeint (Dauer: ein Jahr, 
danach kommt die psychosomatisch-
psychotherapeutische Tätigkeit über ein 

halbes Jahr, die meist klarer strukturiert ist; 
dann erfolgt die „Praktische Ausbildung“; 
d.h. verfahrensspezifische Behandlung un-
ter Supervision, die einen hohen Standard 
gerecht wird). Die Kammer wies darauf hin, 
dass in Berlin viele PiA unentgeltlich in 
psychiatrischen Krankenhäusern arbeite-
ten; es sei darauf hinzuwirken, dass die 
Krankenhäuser hierfür Gelder von den 
Krankenkassen erhielten.  
 
Weiterhin wurde seitens der Kammerver-
treter angesprochen, dass der Senat von 
Berlin die Kammer bei Errichtung eines 
Versorgungswerkes nicht unterstützt. Statt 
gemeinsam eine gerichtliche Klärung her-
beizuführen, arbeitet die Fachabteilung des 
Senats intensiv daran, die zwischenzeitlich 
eingereichte Klage für unzulässig zu erklä-
ren und damit den Gerichtsweg zu verbau-
en. 
 
Intensiv wurden im Kammervorstand die 
Fragestellungen der geplanten Ausbil-
dungsreform für PP und KJP diskutiert. 
Der Kammervorstand beteiligte sich 
(vertreten durch den Präsidenten Krenz 
und das Vorstandsmitglied Stößlein) an ei-
ner Anhörung, zu der die Forschergruppe 
um den Jenaer Prof. Dr. Strauss Vertreter 
von Kammern und Fachverbänden eingela-
den hatte; das BMG hat Herrn Professor 
Strauss mit der Erstellung eines Gutach-
tens beauftragt, das Grundlage für eine zu 
erwartende Reform der Psychotherapie-
ausbildung sein wird. Der Berliner Kam-
mervorstand befürwortet das bisherige 
postgraduale Modell bei der Psychothera-
peutenausbildung; die Zugangsvorausset-
zung für den Beginn einer Psychothera-
peutenausbildung soll nach Ansicht des 
Kammervorstandes zukünftig der Ab-
schluss eines Masterstudiums mit ausrei-
chenden spezifischen Studieninhalten in 
klinischer Psychologie sein. Die oben an-
gesprochene „praktische Tätigkeit“, soll  in 
Bezug auf ihre Qualität und ihren Nutzen 
für die Ausbildung dringend verbessert 
werden.  
 
 

Aus dem Vorstand 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,  



2                    Rundbrief der Kammer für Psychologische Psychotherapeuten und Kinder– und Jugendlichenpsychotherapeuten im Land Berlin 
März 2009 

Aktuelles aus der Delegiertenversammlung 

Standortbestimmung: Notfallpsychotherapie 

Um diese zentrale Frage unserer Profes-
sion auf einer breiten Basis zu diskutie-
ren, hatte der Kammervorstand das Mit-
glied der Bundespsychotherapeutenkam-
mer und Vizepräsidenten der Bayerischen 
Landeskammer, Herrn Peter Lehndorfer, 
zu einer Diskussions– und Informations-
veranstaltung eingeladen, an der neben 
den Kammerdelegierten die Vertreter der 
staatlich anerkannten Ausbildungsinstitu-
te, Hochschulen und Fachhochschulen 
und die PiA-Vertreter der Kammer teil-
nahmen.  Um bei der Akkreditierung von 
Studiengängen, die zur Psychotherapeu-
tenausbildung qualifizieren mit zu ent-
scheiden,  hat der Kammervorstand ei-
nen Beirat aus Universitäts- und Hoch-
schulvertretern berufen. Damit soll einer 
drohenden Disqualifizierung der zur Aus-
bildung führenden Studiengänge entge-
gengewirkt werden. 
 
Der Kammervorstand beschäftigte sich 
intensiv mit den Chancen und Risiken, 
die die Neuen Versorgungsformen für 
Patienten, PP und KJP bringen. In Anwe-
senheit des Sprechers des Ausschusses 
„Neue Versorgungsformen“, Herrn Prof. 
Dr. Armin Kuhr, referierte die Geschäfts-
führerin der BPtK, Frau Dr. Christina 
Tophoven, auf einer Klausurtagung des 
Vorstandes zu diesem Thema. Was die 
Berliner Situation angeht, führte das Vor-
standsmitglied Heinrich Bertram Gesprä-
che an dem folgend angesprochenen IV- 
Vertrag, die dazu führten, dass jetzt bald 
auch die Psychotherapeuten über einen 
„Einbeziehungsvertrag“ an dem bereits 
bestehenden IV-Vertrag zur psychiatri-
schen Versorgung nach § 140a SGB V 
zwischen DAK und dem „Verein für seeli-
sche Gesundheit e.V.“ beteiligt sein wer-
den. Dieser Vertrag soll sicherstellen, 
dass chronisch und psychotisch erkrank-
te Patienten sowohl psychiatrisch, haus-
ärztlich wie auch psychotherapeutisch 

ausreichend versorgt werden; Klinikauf-
enthalte sollen durch die Behandlung im 
Netzwerk weitgehend verhindert werden. 
Einzelheiten dazu entnehmen Sie bitte in 
Kürze unserer Website bzw. einem der 
folgenden Kammerrundbriefe.  
 
Der Kammervorstand beschäftigte sich 
nochmals mit dem unter den Delegierten 
unserer Kammer ebenso wie unter Kam-
mermitgliedern sehr kontrovers diskutier-
ten Thema der Praxisweitergabe / des 
Praxisverkaufes nach § 103 Abs. 4 
SGB V . Der Vorstand weist darauf hin, 
dass aus juristischer Sicht die Zulassung 
zur vertragspsychotherapeutischen Tätig-
keit, also die Voraussetzung zu dem 
Betreiben einer Kassenpraxis, unverkäuf-
lich ist; diese wird vom Zulassungsaus-
schuss, der bei der KV tagt, nach ver-
schiedenen Kriterien (u. a. dem Kriterium 
der Erfahrung im Rahmen der vertrags-
ärztlichen Tätigkeit oder der psychothe-
rapeutischen Tätigkeit überhaupt und 
dem Approbationsalter) vergeben. Ver-
käuflich ist lediglich die Praxis selbst. Ihr 
Wert ergibt sich aus dem materiellem 
oder Sachwert (Einrichtung, Ausstat-
tung…) und dem immateriellen oder 
ideellen Wert (Vernetzung und Einbin-
dung, Lage der Praxis, Organisation etc.). 
Der Kammervorstand betont, er werde in 
Zukunft auch keine sittenwidrigen Praxis-
verkäufe akzeptieren; es handelt sich 
dann um einen sittenwidrigen Praxisver-
kauf, wenn der verlangte Kaufpreis den 
Verkehrswert einer Praxis übersteigt. Zur 
Berechnung des Verkehrswertes einer 
psychotherapeutischen Praxis verweist 
der Kammervorstand  auf das von der 
Hamburger Psychotherapeutenkammer 
auf deren Website veröffentlichte Praxis-
wertberechnungsmodell (http://
www2.ptk-hamburg.de/uploads/
vom_praxiswert_zum_kaufpreis.pdf) dar-
über hinaus empfiehlt er die Lektüre des 

Buches von Uta Rüping und Ekkehardt 
Mittelstaed, „Abgabe, Kauf und Bewer-
tung psychotherapeutischer Praxen“ aus 
dem Psychotherapeuten-Verlag zum 
Thema Praxisverkauf, das in der Kammer 
einsehbar ist. Der Kammervorstand ist 
weiterhin darum bemüht, einen fairen In-
teressenausgleich zwischen Praxisabge-
bern und Praxiserwerbern zu vermitteln; 
dafür bietet die Kammer eine erste Bera-
tung an. 
Die KJHG-Kommission (hier geht es um 
Fragen, die die Psychotherapie nach dem 
SGB VIII betreffen) hat ihre Arbeit mit der 
Erstellung eines „Curriculums zur Psy-
chotherapie im Rahmen des SGB VIII“ 
erfolgreich beendet und wird das Arbeits-
ergebnis den Senatsverwaltungen und 
der interessierten Fachöffentlichkeit zur 
Verfügung stellen.  
Der Kammervorstand nahm ausführlich 
zur Frage der psychotherapeutischen 
Versorgung von Kindern und Jugendli-
chen auf Nachfrage der Senatsverwal-
tung für Gesundheit, Umwelt und 
Verbraucherschutz Stellung. Anlass dazu 
war eine kleine Anfrage des Abgeordne-
ten Mirco Dragowski (FDP) im Abgeord-
netenhaus Berlin; die Anfrage und die 
Antworten der Senatsverwaltung sind in 
den Drucksachen des Abgeordnetenhau-
ses nachzulesen; bzw. werden in Kürze 
von uns veröffentlicht.  
Die curriculare Fortbildung zur Eltern-, 
Säuglings und Kleinkindpsychotherapie 
startete im Januar erfolgreich. 13 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern werden 2010 
im ersten Durchlauf die zertifizierte Fort-
bildung beendet haben und für eine qua-
litätsgesicherte Arbeit in diesem Bereich 
stehen. Interessentinnen und Interssen-
ten für weitere Kurse können sich bei der 
Kammer auf eine Warteliste setzen las-
sen. 
 
Für den Vorstand: Christoph Stößlein 

„Notfallpsychotherapie“ war eines der 
zentralen Themen der letzten Delegier-
tenversammlung am 13. November 2008. 
 
Szenario: Eine Terrorgruppe lässt eine 
kg-schwere Bomben auf den Gleisen des 
Berliner Hauptbahnhofs explodieren. Das 
hat nicht nur eine Verwüstung der Gleis-
ebenen zur Folge, auch die Läden wer-
den durch die Detonation stark zerstört. 

Tote und unendlich viele Schwerverletzte, 
geschockte Hinterbliebene, versteinerte 
Einsatzkräfte, die nur noch irgendwie 
funktionieren … Ereignisse, die wir uns 
schwer vorstellen können. Und dennoch 
müssen Leitlinien, Einsatzpläne und Maß-
nahmen für die psychosoziale Notfallver-
sorgung überlegt und gedanklich durch-
gespielt werden.  
 

Was versteht man unter „psychosozialer 
Notfallversorgung“? Welche Maßnahmen 
und Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
sind erforderlich? Wie sieht die Kammer 
bei diesem Thema ihre Aufgabe? Was 
bedeutet „psychosoziale Notfallversor-
gung“ für die Mitglieder? Diese und wei-
tere Fragen standen im Fokus des von 
Vizepräsidentin Dorothee Hillenbrand ein-
führenden Power-Point-Vortrags, in wel-
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chem sie auch auf die nationale und in-
ternationale Bedeutung von Konzepten 
und die notwendigen einheitlichen Quali-
tätsstandards hervorhob sowie der an-
schließenden Diskussion unter den Dele-
gierten.  
Laut Konsensuskonferenz 2008 wird 
unter „Psychosozialer Notfallversorgung“ 
die „Gesamtstruktur und die Maßnahmen 
der Prävention sowie der kurz-, mittel- 
und langfristigen Versorgung im Kontext 
von belastenden Notfällen/
Einsatzsituationen“ verstanden. Ziele der 
Maßnahmen sind die Früherkennung und 
Prävention von Belastungserfolgen sowie 
die Bereitstellung adäquater Unterstüt-
zung und Hilfe für betroffene Personen, 
Gruppen und Einsatzkräften. Bei den 
Notfällen geht es insbesondere um Groß-
schadensereignissen (vgl. Ramstein, 
Eschede), Naturkatastrophen (vgl. Tsuna-
mi), besondere Gefahrenlage im Zusam-
menhang der Hauptstadtrolle von Berlin 
(ggf. Terroristische Angriffe) und Großer-
eignissen (ggf. bei großen Fußballspie-
len). Dabei werden zwei Zielgruppen für 

psychologische, psychosoziale und psy-
chotherapeutische Interventionen unter-
schieden: (1) Überlebende, Angehörige 
und Hinterbliebene und (2) Einsatzkräfte. 
 
Entgegen der bisherigen Annahme, dass 
Psychotherapeut/-innen im Falle eines 
Großschadensereignisses sofort vor Ort 
eingesetzt werden, geht aus einer Stel-
lungnahme zu den AWMF-Leitlinien von 
Beerlage (2008) hervor, dass der soforti-
ge Vor-Ort-Einsatz neben den Berufs-
gruppen (Polizei, Feuerwehr, Notfallseel-
sorger) vor allem erst mal die im öffentli-
chen Bereich arbeitenden Kolleg/-innen 
betrifft: PPs und KJPs in Erziehungsbera-
tungsstellen, Sozialpsychiatrischen 
Diensten, Psychosozialen Diensten und 
Krisendienste. Erst an letzter Stelle der 
Versorgungskette (Einsatz nach Wochen 
bzw. Monaten) wird der Einsatz der PPs 
und KJPs notwendig (vgl. Abb.). 
 
Noch fehlt es allerdings an einschlägigen 
Beratungskonzepten, die in Abstimmung 
mit den Krisen- und Einsatzplänen der 

technischen und anderen psychosozialen 
Hilfsorganisationen (Feuerwehr, Polizei, 
Erste Hilfe, andere Heilberufe) entwickelt 
werden müssen. Fragen werden relevant: 
Wie funktioniert ein Krisenstab? Wie füge 
ich mich als PP oder KJP in die streng 
hierarchische Struktur des Krisenstabs 
ein? Wie wird der Einsatz ggf. über die 
Kammer koordiniert? Wer kommt für die 
Finanzierung z.B. von Traumatherapien 
auf? Gibt es Ausnahmeregelungen bzgl. 
des Datenschutzes und der Schweige-
pflicht, die zu beachten sind? Was erge-
ben die Auswertungen bisheriger Groß-
schadensereignisse in Bezug auf die Rol-
le der Berufsgruppe PP und KJP z.B. von 
Eschede? Welche Dinge können im Hel-
fersystem insbesondere bei der psycho-
sozialen Versorgung oder Nachsorge ver-
bessert werden? 
Einig waren sich die Delegierten darüber, 
dass ein PSNV-Konzept für die Kammer 
einschließlich Verfahrensanweisungen für 
das Personal erarbeitet werden müssten. 
Dazu will die Kammer mit der dem Beauf-
tragten für Katastrophenschutz der Se-
natsverwaltung, dem Berliner Krisen-
dienst, den verschiedenen Hilfsorganisa-
tionen (Feuerwehr, Polizei) sowie mit 
Prof. Dr. Irmtraud Beerlage von der FH 
Magdeburg Kontakt aufnehmen. Nach 
Konzeptentwicklung sollten einschlägige 
Fortbildungen zur Krisenintervention und 
Traumabehandlung sowohl für die ambu-
lant als auch stationär tätigen Psychothe-
rapeut/-innen entwickelt werden.  
 
Dr. Beate Locher, Ref. Öffentlichkeitsarb. 
 
Literatur: 
Konsensuskonferenz 2008 – Qualitätsstan-
dards und Leitlinien zur psychosozialen Not-
fallversorgung in der Gefahrenabwehr in 
Deutschland, erarbeitet vom Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
und diversen anderen Akteuren 
 
Nächste DV-Termine: 26. März 2009 
und 18. Juni 2009 

Berichte 

Im Jahre 2006 waren 14 % der Berliner 
Bevölkerung nicht-deutscher Herkunft. In 
dieser Zahl sind Aussiedler aus Osteuro-
pa und Zentralasien nicht eingeschlos-
sen. Man kann davon ausgehen, dass 
rund ein Drittel der in Berlin lebenden 
Menschen einen anderen als den mittel-

europäischen kulturellen Hintergrund ha-
ben. Die therapeutische Behandlung die-
ses Personenkreises stellt sowohl für den 
Therapeuten als auch für die Superviso-
ren eine besondere Herausforderung dar. 
Im Berliner Behandlungszentrum für Fol-
teropfer (bzfo) wird eine besondere Me-

thode der Supervision praktiziert und ge-
lehrt. 
 
Das bzfo wurde Anfang 1992 gegründet. 
Die Idee zur Einrichtung des Zentrums 
entstand aus der Auseinandersetzung mit 
der Medizin im Nationalsozialismus. 

Strukturierte Supervisionsmethode nach Lansen / Haans - ein interkultureller Ansatz 
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Jährlich werden im bzfo rund 500 Men-
schen aus über 50 Ländern untersucht 
und/oder behandelt. Die Patienten haben 
in der Regel lange Perioden der Verfol-
gung, wiederholte Folterungen oder 
Kriegstraumata erlebt. Sie leiden z.B. an 
chronischen Schmerzzuständen, unkon-
trollierbaren Erinnerungen, Schlafstörun-
gen mit Alpträumen, psychosomatischen 
Beschwerden, Konzentrations- und Ge-
dächtnisstörungen sowie schweren De-
pressionen. 
Trotz der UN-Konvention gegen die Fol-
ter dokumentiert amnesty international in 
mehr als 100 Ländern Folterungen und 
Misshandlungen durch Sicherheitskräfte, 
Polizisten oder Angehörige anderer staat-
licher Institutionen. Systematische Folter 
ist nicht nur weltweit verbreitet, sie wird 
auch zunehmend von Spezialisten verfei-
nert. 
Das bzfo ist wie eine Poliklinik organi-
siert, in der die verschiedenen Disziplinen 
eng zusammenarbeiten. Als Qualitäts-
merkmal und zur eigenen Psychohygiene 
hat die Supervision in diesem Bereich so-
wohl für Mitarbeiter als auch für Dolmet-
scher einen hohen Stellenwert. Sie sind 
nicht nur mit den erlittenen Gräueltaten 
der Patienten, der Täter-Opfer-
Problematik und der dadurch immer wie-
der schwierigen Situation im Team kon-
frontiert, sondern auch mit den unter-
schiedlichsten kulturellen Hintergründen. 
Dies führt zu einer besonderen Proble-
matik in den Teams, ähnlich den Teams 
derer, die mit Patienten mit frühen Stö-
rungen arbeiten. 
 
Interkulturelle Supervision 
Der Traum von einer friedlichen Integrati-
on unterschiedlicher Kulturen in einer Ge-
sellschaft, der in den neunziger Jahren 
propagiert wurde, hat sich als Illusion er-
wiesen. 
In jeder Gesellschaft, in der Menschen 
unterschiedlicher Kulturen innerhalb einer 
Landesgrenze zusammenleben, gibt es 
soziale Gegensätze, Spannungen und 
unterschiedliche Machtverhältnisse. 
Wenn diese vor dem Hintergrund der uni-
versellen Menschenrechte und dem 
Grundgedanken der Demokratie aufge-
griffen und reflektiert werden, sprechen 
wir von Interkulturalismus. 
 
Interkulturelle Supervision meint: Men-
schen mit verschiedenen kulturellen Hin-
tergründe sind an der Supervision betei-
ligt. Das bzfo erhält häufig Anfragen aus 
anderen Ländern, meist Krisengebieten, 
die Unterstützung oder Ausbildung durch 
Supervisoren wünschen. Der Supervisor 
befindet sich dann in seiner Arbeit vor Ort 
in einem Austausch mit Supervisionsteil-

nehmern einer ihm unvertrauten Kultur. 
Er wird konfrontiert mit Machtfragen, mo-
ralischen und kulturellen Werten.  
 
Supervision ist eine Methode, die zwar in 
westlichen Ländern entstanden ist, sie ist 
aber dennoch auch in einer anderen Um-
gebung anwendbar. Durch respektvolles 
Nachfragen der Sitten und Gebräuche er-
öffnet sich sowohl dem Supervisor als 
auch den Supervisanden oftmals erst der 
Raum, bekannte Werte oder Traditionen 
in Frage zu stellen. Sensible Machtver-
hältnisse, was beispielsweise Kastenden-
ken oder Genderfragen angeht, können 
erkannt und benannt werden. Wenn es 
den Beteiligten dabei gelingt, eigene 
Wertvorstellungen in Frage zu stellen und 
die anderer Menschen kennen zu lernen, 
wird eine Vielzahl von Veränderungen für 
alle möglich. 
 
Je heterogener die Gruppe der Supervi-
sanden und Patienten ist, desto komple-
xer wird der Supervisionsprozess. Durch 
jede Person, selbst durch nicht anwesen-
de Patienten, wird die jeweilige kulturelle 
Identität eingebracht. Interkulturelle Kom-
petenz ist aber auch nötig, wenn Supervi-
soren in ihrem Heimatland mit Supervi-
sanden aus verschiedenen Kulturen ar-
beiten. 
 
Nach Ton Haans ist die Grundlage der in-
terkulturellen Supervision aufrichtiges In-
teresse: „Ein echtes Interesse an Men-
schen, nicht nur an ihrem psychologi-
schen Make-up, sondern auch daran wie 
sie mit den alltäglichen Widersprüchen 
umgehen, und neue professionelle Mög-
lichkeiten in ihr eigenes kulturelles Sys-
tem integrieren – das sind notwendige 
Bedingungen für einen erfolgreichen Su-
pervisionsprozess. Der Supervisor muss 
die Expertenmacht des Supervisanden, 
seine eigene Kultur betreffend, einbinden. 
Dennoch sollte er die Werte dieser nicht 
unhinterfragt akzeptieren. Es liegt in der 
Verantwortung des Supervisors, Themen 
rund um die kulturellen Unterschiede an-
zusprechen. Dabei muss er sein Interesse 
und seine Unsicherheit transparent ma-
chen. Er ist aufgefordert, eine offene At-
mosphäre zu schaffen, in der Neugierde 
und respektvoller Austausch einen Platz 
haben.“ 
 
Das Modell der strukturierten Supervisi-
onsmethode nach Lansen / Haans er-
möglicht es, Machtfragen als solche zu 
erkennen und benennen zu können. Kul-
turelle Unterschiede können akzeptiert, 
als befruchtend erlebt und in die Arbeit 
integriert werden.  
 

Zur Methode 
In der Ergänzungsausbildung in Berlin 
werden die Basiskonzepte der Supervisi-
on nach Elisabeth Holloway vermittelt. Im 
Mittelpunkt stehen bestimmte Aufgaben 
und Funktionen des Supervisors. 
(Holloway, 1995). 
 
Aufbauend auf diesem Modell entwickel-
ten Johan Lansen und Ton Haans 1995 
die strukturierte Fallsupervisionsmetho-
de. Dabei arbeiten die Supervisoren mit 
Identifikationsrunden, in denen Team- 
und Gruppenmitglieder sich mit relevan-
ten Aspekten des präsentierten Falles 
und der Aufgabe des Behandlers identifi-
zieren. Dies gibt einen klaren Rahmen vor 
und bindet alle Teilnehmer gleicherma-
ßen in den Supervisionsprozess mit ein. 
In der gemeinsamen Reflexion werden 
neue Perspektiven auf die professionelle 
Situation des Supervisanden ermöglicht. 
Der Supervisor arbeitet mit den Problem-
lösungspotentialen jedes einzelnen 
Teammitglieds. Dessen Wissen und Fä-
higkeiten werden neben Projektionen 
durch die Identifikationsrunden zum Aus-
druck  gebracht.  
 
Unterschiedliche kulturelle Hintergründe 
oder extreme Zustände des Patienten 
sind Aspekte des Andersseins, die für 
Supervisanden potentiell bedrohlich sein 
können. Die klare Struktur des Supervisi-
onsprozesses über Identifikationen kann 
die Bedrohung reduzieren, Probleme las-
sen sich leichter ansprechen. Durch die 
Identifikation mit der Aufgabe des Fallein-
bringers entwickelt sich auch in Teams 
mit schwieriger Gruppendynamik ein Ver-
ständnis für- und die Achtung unterein-
ander. 
 
 
Nora Balke 
Psychologische Psychotherapeutin 
Supervisorin DGSv 
 
Literatur: 
Holloway, Elizabeth L.: Clinical supervi-
sion. A systems approach. Hrsg. 
Sage,1995 
 
Lansen, J. & Haans, T. (2004): Clinical 
Supervision fro Trauma Therapists. In. 
Wilson,J. & Drozdek, B. (hrsg.). Broken 
Spirits. The treatment of  traumatized 
asylum seekers, refugees, war and tor-
ture victims. New York: Brunner 
Routledge. 
 
Aus Gründen der Einfachheit wird in dem vor-
liegenden Artikel nur die männliche Form ver-
wendet. Dies schließt die weibliche Form ein. 
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Erfahrungsbericht über eine Therapiegruppe für ältere Menschen im „Unruhestand“ 

Diese Gruppe ist vor  1,5 Jahren mit acht 
Teilnehmern (4w,4m) aus einer psychiatri-
schen Praxis  im Wedding heraus ent-
standen, in der ich als psychologischer 
Psychotherapeut (TFP) mit drei Psychia-
tern/innen zusammen arbeitete. Mit allen 
späteren Gruppenmitgliedern hatte ich 
vorher mehr oder weniger lang Einzelthe-
rapie gemacht (5-20 Sitzungen), die 
meisten waren multimorbid, kamen aber 
zur Behandlung ihrer Depressionen zum 
Psychiater und bekamen in der Regel 
auch Antidepressiva. Zwei Teilnehmer 
waren mit Anfang 60 auf Rente. Zwei 
Frauen von Ende 50, mit vielfältigen kör-
perlichen Leiden, kämpften seit vielen 
Jahren vergeblich um ihre Rente. Vier 
Teilnehmer zwischen 55 und 60 waren 
seit Jahren arbeitslos, Hartz IV-
Empfänger und ohne jede berufliche oder 
soziale Perspektive. Gemeinsames Merk-
mal, neben der Diagnose Depression, 
war die soziale Isolation und das fehlen-
de Gegenüber für offene und ehrliche 
Gespräche, obwohl sechs der Teilnehmer 
zuhause einen Ehepartner hatten. Eine 
weitere Gemeinsamkeit, mit einer Aus-
nahme, war die materielle Not und Ab-
hängigkeit von sozialen Leistungen, wo-
durch Selbstwertgefühl und Lebensquali-
tät stark beeinträchtigt waren. Keiner war 
in der Situation sich zurücklehnen zu 
können, um die gewonnene Freizeit zu 
genießen oder diese sinnvoll zu nutzen. 
 
In jeder Psychiatriepraxis, aber auch bei 
vielen Hausärzten, Psychiatrischen Klini-
ken und Tageskliniken, könnten viele Pa-
tienten ähnlich wie oben beschreiben 
werden, aber viele davon wären für eine 
Gruppe nicht geeignet. Manche haben je-
doch früher schon mal eine Einzelthera-
pie gemacht, Gruppen in der Klinik als 
hilfreich erlebt oder haben aus anderen 
Gründen ein Interesse sich selbst zu re-
flektieren und sich darüber mit anderen 
auszutauschen. Diese Menschen befin-
den sich im ungemütlichen 
„Unruhestand“, anstatt im Ruhestand. 
Hier geht es dann meist nicht nur um die 
„Heilung“ einer akuten psychischen Er-
krankung, sondern um die langfristige 
Begleitung und Stabilisierung in einer real 
schwierigen Lebenssituation bei einer 
vorhandenen psychischen Vulnerabilität. 
Hier hat die Gruppe erwiesenermaßen ei-
ne wesentlich höhere Stützkraft als jede 
Zweierbeziehung. Indem ich mit den inte-
ressierten PatientInnen eine Kurzzeitthe-
rapie als Kassenleistung begann, konnte 

ich ihnen in der Regel oft akut helfen, 
konnte aber auch ihre Motivation, Zuver-
lässigkeit und Beziehungsfähigkeit ken-
nenlernen und damit entscheiden, ob sie 
für die Teilnahme an einer langfristigen 
(Perspektive ist mehrere Jahre) Therapie-
gruppe geeignet wären und ihnen dann 
diese anbieten. Diese Auswahl und Vor-
bereitung der Gruppenteilnehmer ist eine 
ganz wesentliche Aufgabe des Gruppen-
leiters, da damit für Instabilität oder Sta-
bilität der Gruppe wesentliche Weichen 
gestellt werden. Stabilität und Verläss-
lichkeit sind wesentliche Voraussetzun-
gen dafür, sich in der Gruppe offen mit-
teilen zu können und auch Gefühle zuzu-
lassen. Für die Lebendigkeit einer Grup-
pe ist es jedoch gleichzeitig hilfreich, 
wenn sie nicht zu homogen (Störungen, 
Lebenssituation, Geschlecht u.a.) in der 
Zusammensetzung ist. 
 
Die Therapiegruppe hat 8-9 Teilnehme-
rInnen (1-2 fehlen fast immer), trifft sich 
14-tägig für je 100 Min. und wird von mir 
zurückhaltend mit einer 
„klientenzentrierten“ Haltung geleitet. Die 
Themen ergeben sich fast immer aus der 
Eröffnungsrunde und meine Hauptaufga-
ben liegen in der Ermutigung zur Mittei-
lung und im Halten der Struktur.  Günstig 
und manchmal schwierig für meine Arbeit 
ist, dass ich mit 60 in einem ähnlichen Al-
ter wie die Teilnehmer bin und aufpassen 
muss, dass sich die Grenzen Therapeut/
Patient nicht verwischen. 
 
Als ich meine Praxis im Sommer 2008 
nach Berlin-Friedrichshagen verlegt ha-
be, sind zwei Teilnehmerinnen im Wed-
ding zurück geblieben, der Rest ging mit 
und ist bis heute dabei. Drei Männer, die 
alle mehr oder weniger agoraphobisch 
sind, haben sich zusammengetan und 
kommen immer zusammen mit der S-
Bahn aus dem Wedding – das schweißt 
zusammen und gibt Gelegenheit zu ei-
nem noch mal etwas anderen Austausch. 
Darüber hinaus gibt es aber nicht sehr 
viel persönliche Kontakte außerhalb der 
Gruppenzeiten. Die Themen sind sehr 
vielfältig und entstehen meist aus den all-
täglichen Problemen mit der Gesundheit, 
Medikamenten, Behörden, dem Geld und 
Möglichkeiten welches zu verdienen, Ein-
samkeit, Partnerschaftsproblemen, Sexu-
alität, Egoismus, Kränkungen und Ab-
schied von alten Vorstellungen. Die Ge-
spräche sind oft offener und direkter als 
in meinen anderen Therapiegruppen, Die 

Teilnehmer reagieren direkt aufeinander, 
die Stimmung ist meist relativ gelöst und 
wird manchmal geradezu übermütig. Für 
die meisten der bisherigen 11 Teilnehmer 
hatte die Gruppe einen  stabilisierenden, 
aufhellenden und heilenden Effekt. Auch 
die anfänglichen Skeptiker freuen sich 
jetzt auf den Termin und kommen pünkt-
lich und zuverlässig. Bisher hat nur ein 
Mann die Gruppe aus Unzufriedenheit 
wieder verlassen – das hatte aber wohl 
mehr mit mir als mit den Teilnehmern zu 
tun. 
 
Ich arbeite jetzt seit über 30 Jahren mit 
Gruppen aus der tiefen Überzeugung 
heraus, damit ein gutes und wichtiges 
Therapieangebot zu machen. Aber diese 
Arbeit war immer anstrengender als die 
Arbeit mit Einzelpatienten. In dieser 
Gruppe mit älteren Menschen erlebe ich 
jetzt das erste Mal, dass das nicht immer 
so sein muss. Diese Arbeit macht Spaß, 
ich freue mich darauf und ich profitiere 
genauso davon wie meine PatientInnen ! 
 
Dr. Rainer Vogel 
Bölschestr. 66  
12587 Berlin-Friedrichshagen  
 
 
 
 
 
 

Ein Symposium zum Thema 
„Psychotherapie im Alter“  

 
veranstaltet die  

Bundespsychotherapeutenkammer am  
 

8. Mai 2009 von 10—13 Uhr in Berlin.  
 

Weitere Informationen erhalten Sie in 
Kürze über die Bundespsychotherapeu-
tenkammer sowie unter www.bptk.de 

 

Veranstaltungshinweis 
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Diskussionsforum 

Das Thema „Praxisverkauf“ bleibt aktuell 
und lässt die Gemüter hier und da erhit-
zen. Obgleich Uta Rüping und E. Mit-
telstaedt mit ihrer Veröffentlichung  
„Abgabe, Kauf und Bewertung psycho-
therapeutischer Praxen“ zu einer ersten 
juristischen Klärung beigetragen haben 
(Heidelberg 2008, Psychotherapeuten-
verlag) und weitere Artikel in den Ausga-
ben 1/2008 und 2/2008 des Psychothera-
peutenjournals folgten, bleiben die An-
sichten kontrovers, wenn eine Praxis für 
Psychotherapie verkauft werden soll. Pi-
lar Isaac-Candeias geht auf eine eher po-
lemische Art auf das Thema ein. Inhaltlich 
deckt sich die  Aussage mit der 
(mehrheitlichen) Meinung des Ausschus-
ses Berufsordnung, Ethik, Menschen– 
und Patientenrechte, der dazu auch eine 
Stellungnahme verfasst hat.   
  
In der Diskussion um die Verkäufe der 
Psychotherapeutischen Praxen wird 
gelogen, dass sich die Balken biegen. 
Die dabei angewandten Argumentations-
muster erinnern an die üblen Praktiken im 
Handel mit Mietverträgen zu Zeiten des 
Wohnungsmangels im West-Berlin der 
70er und 80er Jahre. Damals mussten 
Wohnungssuchende sogar noch für ge-
bogene Balken einen „Abstand“ in Höhe 
von mehreren Monatsmieten zahlen, 
wenn sie eine der begehrten Behausun-
gen ergattern wollten. Mal kostete das 
marode Mobiliar des Vormieters Tausen-
de von Mark, mal verwandelte sich Groß-
mutters dreibeiniger Stuhl in eine wertvol-
le Antiquität. Und fast immer musste der 
Nachmieter selbstverständlich auch noch 
für die Renovierung der ersehnten Bleibe 
aufkommen. Die einzige Gegenleistung 
bestand darin, dass der so Geschröpfte 
beim Vermieter als Nachmieter vorge-
schlagen wurde und so den Zuschlag er-
hielt. Alle Beteiligten spielten ohne Wider-
spruch mit, obwohl sie wussten, dass es 
sich - moralisch gesehen - um Wucher 
und Nötigung handelte. 
 
Und genau darum geht es auch beim Ge-
schäft mit den Praxen der Psychothera-
peuten in Berlin und anderswo. So wie 
einst die Inhaber der Mietverträge ihr Vor-
schlagsrecht beim Vermieter zu Geld 
machten, so bereichern sich jetzt die alt 
eingesessenen Inhaber der Zulassung zur 

Abrechnung mit den gesetzlichen Kran-
kenkassen an ihrem Vorschlagsrecht für 
ihre Nachfolger bei der Kassenärztlichen 
Vereinigung (KV). Wer das höchste Gebot 
abgibt, den schlägt der alte oder weg-
zugswillige Kollege dem Zulassungsaus-
schuss der KV als künftigen Inhaber der 
Abrechnungslizenz vor. Vorausgesetzt, 
die anderen Kriterien wie berufliche Eig-
nung etc. sind auch erfüllt, dann ist der 
begehrte Praxissitz beinahe sicher. De 
facto wird damit der Besitz eines kleinen 
Vermögens oder der Zugang zu einem 
ausreichenden Kredit bei der Bank die 
entscheidende Voraussetzung für die Zu-
lassung als Psychotherapeut zur Be-
handlung von Kassenpatienten. Dabei 
haben die meisten abgebenden Kollegen 
ihre Zulassung einst weitgehend kosten-
los verliehen bekommen – als wertvolles 
Privileg und ohne Gegenleistung. 
Und alle spielen wieder mit, obwohl sie 
wissen, dass die Zulassung zur Abrech-
nung mit den Krankenkassen laut Statut 
nicht verkauft werden darf. Sie wird laut § 
19 Ärzte-VZ in einem Verwaltungsakt ho-
heitlich, personengebunden verliehen 
und ist damit nicht als Vermögenswert 
handelbar, zudem unpfändbar und insol-
venzfest.  
 
Darum annoncieren allenfalls die nicht in-
formierten Kollegen in Zeitschriften wie 
dem Psychotherapeutenjournal unver-
blümt ihre Zulassung zum Kauf. Wer sich 
auskennt, geht einfallsreicher vor. Diese 
Kollegen geben dem Kind einen anderen 
Namen, so wie damals die „Abstands“-
Kassierer bei den Wohnungen. Zumeist 
heißt es dann, nicht die Zulassung son-
dern die eigentliche Praxis werde ver-
kauft. Und auf einmal erhalten dann Pati-
entenstämme (wilde oder bereits domes-
tizierte?) einen Handelswert, obwohl 
doch jeder weiß, dass diese gerade in 
der Psychotherapie eben nicht einfach 
von einem Therapeuten auf den anderen 
zu übertragen sind. Die ganz Schlauen 
wiederum führen Kooperationen oder ih-
ren Bekanntheitsgrad als Argumente an, 
die sie flugs in bares Geld umrechnen. 
Seltsam nur, dass diese angeblich wert-
vollen Güter offenkundig nur dann etwas 
wert sind, wenn sie mit einer KV-
Zulassung verknüpft sind. Für Praxisräu-
me und ein paar Namen allein  bezahlt 

schließlich niemand fünfstellige Summen. 
In Berlin jedenfalls genügt es bei Besitz 
einer KV-Zulassung, drei Kollegen zu 
kennen oder bei der KV-
Therapeutenvermittlung anzurufen, um 
einen gut gefüllten Arbeitstag zu haben.  
Besonders interessant sind jene Argu-
ment-Konstrukte, die zur Legitimation 
des unsittlichen Geschäfts nicht mehr 
das Verkaufsobjekt heranziehen, sondern 
nur noch das Wohlergehen des Verkäu-
fers selbst. Da heißt es dann, der Nach-
folger müsse den Besitzer für dessen ge-
leistete Aufbauarbeit entschädigen, weil 
die ja schließlich anstrengend gewesen 
sei. Andere fordern eine pekuniäre Beloh-
nung für ihren politischen Einsatz im 
Kampf um das Psychotherapeuten-
Gesetz, gerade so, als hätten sie selbst 
an dem Erfolg nicht auch verdient. Sogar 
die eigenen Ausbildungskosten möchten 
sich manche Kollegen von ihren Nachfol-
gern vergüten lassen und das von allen 
gemeinsam vorgetragene Argument lau-
tet, ihre Rentenvorsorge sei leider nicht 
ausreichend, dafür müssten sich die Jün-
geren nun einschränken.  
Nicht selten im gleichen Atemzug bemü-
hen die Kollegen dann auch noch die Un-
gerechtigkeit zur Rechtfertigung ihrer Be-
reicherung auf Kosten des Nachwuchses. 
Es könne doch nicht sein, dass die Ärzte 
verkaufen dürfen und die Psychothera-
peuten nicht, heißt es dann und die stau-
nende Zuhörerin fragt sich nur, ob diese 
Selbst-Gerechten damit nur ihr Publikum 
oder auch sich selbst etwas vormachen 
wollen. Schließlich ist allgemein bekannt, 
dass Ärzte anders als wir Psychothera-
peuten tatsächlich in großen Umfang in 
ihre Praxen für tatsächliche Werte bei 
Technik oder Personalausbildung inves-
tieren müssen. Die Steigerung des Ge-
rechtigkeitsarguments nimmt Bezug auf 
die „freie Wirtschaft“. Schließlich sei dort 
auch der Verkauf von Unternehmen gang 
und gäbe, ein Jahresumsatz sei das Min-
deste ereiferte sich eine Kollegin im 
„Ärzteblatt PP“.  
 
Dass die Honorare, die aus den Zwangs-
beiträgen der Versicherten gespeist wer-
den, mit dem freien Markt etwa soviel zu 
tun hat, wie die Lehrergehälter mit den 
Börsenkursen, ist der Autorin offenbar 
noch nicht aufgefallen. Dabei hindert nie-

Jeder ist sich selbst der Nächste— eine Polemik zum Thema Praxisverkauf 
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Neues BKA – Gesetz gefährdet Vertraulichkeit  

Aktuelles aus der Geschäftsstelle 

mand sie daran, eine freiverkäufliche Pra-
xis zu betreiben. Nur müsste sie dann 
eben auf die KV-Zulassung verzichten. 
 
Das vermeintlich stärkste Argument für 
den Handel mit der KV-Zulassung ist 
aber wie immer jenes, das mit dem gan-
zen Gewicht des Rechtes daher kommt. 
Es sei gefährlich für die ganze Professi-
on, wenn die Praxen nicht verkauft wer-
den dürften, erklären uns die Kollegen, 
die sich bei ihren Advokaten schlau ge-
macht haben. Möglicherweise, so lautet 
die als Rechtsauskunft getarnte Vermu-
tung, möglicherweise sei ohne Verkaufs-
recht der Bestandsschutz für einen Pra-
xissitz nicht mehr zwingend, frei nach 
dem – juristisch unhaltbaren – Prinzip: 
Verfassungsrechtlich garantierter Besitz 

ist nur das, was auch verkauft werden 
darf. Werde aber die Eigentumsgarantie 
in Bezug auf die Praxis gegenstandslos, 
dann gebe es auch keinen zwingenden 
Grund überhaupt die Zulassung weiter zu 
geben. Dann bestehe die Gefahr, dass 
die KV die Zulassung kassiert. Es sei also 
geradezu eine ethische Pflicht, Tausende 
von Euro zu nehmen, damit die psycho-
therapeutische Versorgung der Bevölke-
rung aufrecht erhalten werde. Wie hieß 
doch gleich dieser Abwehrmechanismus, 
den wir so gern bei unseren Patienten di-
agnostizieren?  
So hält unterm Strich keine der vielen Be-
gründungen zur Rechtfertigung des Pra-
xisverkaufs der moralischen, rechtlichen 
oder politischen Überprüfung stand. In 
Wahrheit huldigen alle Apologeten des 

vergoldeten Abgangs lediglich dem Ei-
gennutz: Jeder ist sich selbst der Nächs-
te, solange es der Markt hergibt. Genau 
nach diesem Prinzip haben auch jene ge-
handelt, die unsere Welt soeben in die 
schlimmste wirtschaftliche Krise seit 80 
Jahren geführt haben.  
Dabei haben viele Kollegen, und vor al-
lem jene, die im Delegationsverfahren tä-
tig waren, über Jahrzehnte gut verdient. 
Diese guten Zeiten sind für die Jungen 
ohnehin vorbei. Die nachwachsende Ge-
neration wird es mit hoher Sicherheit 
schwerer haben. Wer diesen Umstand 
mit der eigenen Gier verschärft, gefährdet 
die moralischen Integrität unseres ganzen 
Berufstandes.  
 
Pilar Isaac-Candeias 

Fortbildungszertifikat  
nur auf Antrag 

Bereits mehr als 600 Kammermitglieder 
haben zwischenzeitlich ein Fortbildungs-
zertifikat beantragt und erhalten. Bei Re-
daktionsschluss wies bei weiteren 400 
Mitgliedern der Punktestand ausreichend 
Punkte für ein Fortbildungszertifikat aus. 
Hier liegen bisher keine Anträge vor. 
 
Benötigen Sie bis zum 30.06.09 ein Fort-
bildungszertifikat und haben Ihre 250 
Punkte incl. Selbststudium zusammen? 
Dann stellen Sie bitte unverzüglich den 
Antrag, überweisen die Gebühr und rei-
chen uns ggf. die noch notwendigen Un-
terlagen ein. Bei zu kurzfristiger Antrag-
stellung kann die Kammer eine rechtzeiti-
ge Bearbeitung nicht gewährleisten. Üb-
rigens: Ihren aktuellen Kontostand kön-
nen Sie unter www.ptk-berlin.de/
fortbildung einsehen. Wir beantworten 
gerne Ihre Fragen zum Punktekonto und 
Zertifikat Mo 11-14 Uhr oder Fr 9-14 Uhr 
unter Tel. 030 8892490-16. 
 
Katrin Struck, Geschäftsführerin 

Das neue BKA-Gesetz zur Terrorismusbe-
kämpfung ist seit dem 01.01.09 in Kraft. 
Mit diesem Gesetz wurden dem Bundeskri-
minalamt weitreichende Befugnisse zur 
heimlichen Überwachung übertragen, die 
auch vor PP und KJP nicht haltmachen. 
Vertraulichkeit im therapeutischen Kontext 
und die Einhaltung der Schweigepflicht 
sind aus berufsethischen und rechtlichen 
Gründen unabdingbare Voraussetzungen 
der beruflichen Tätigkeit der PP und KJP. 
Nun kann dafür keine Garantie mehr über-
nommen werden. Dies stellt einen tiefgrei-
fenden Eingriff in das absolut schutzbe-
dürftige Therapeuten – Klienten – Verhältnis 
dar und schafft aus Sicht der Kammer ei-
nen inakzeptablen Zustand. 
 
Die Schweigepflicht, die in § 8 unserer Be-
rufsordnung und in § 203 des Strafgesetz-
buches geregelt ist, hat ihre Grundlage in 
dem durch die Verfassung geschützten 
„allgemeinen Persönlichkeitsrecht“ der 
Klienten. Dieses Recht beinhaltet, selbst zu 
entscheiden, wann und welche persönli-
chen Sachverhalte offenbart werden. Dazu 
gehört auch die Wahrung eines Vertrauens-

verhältnisses. Damit wird – quasi als Reflex 
dieses Klientenrechtes-  auch die professi-
onelle Ausübung des Berufes der PP und 
KJP geschützt. 
  
Mit dem neuen Gesetz ist nun eine psycho-
therapeutische Praxis vor heimlicher akus-
tischer und optischer Überwachung nicht 
mehr sicher, wenn ein Klient wegen Ver-
dachts auf terroristische Aktivitäten in das 
Visier der Ermittler gerückt ist. Lediglich 
Seelsorger, Strafverteidiger und Abgeord-
nete genießen auch weiterhin absoluten 
Schutz – PP, KJP und Ärzte wiederum wur-
den zu Berufsgeheimnisträgern 2. Klasse 
degradiert. 
 
Das neue Gesetz stößt auf großen Wider-
stand. Eine Journalistin hat bereits Verfas-
sungsbeschwerde eingelegt. Die FDP hat 
einen Gesetzentwurf zur Gleichbehandlung 
aller Berufsgeheimnisträger vorgelegt. Es 
bleibt zu hoffen, dass die Einschränkungen 
der Schweigepflicht nicht lange Bestand 
haben werden. 
 
Anja Weyl, Justitiarin 

Jetzt werden Sie uns kennen lernen... 

...am Wahlinfo-Abend, Dienstag, 02.06.09, 19 bis 21 Uhr 
in der Psychotherapeutenkammer Berlin, Kurfürstendamm 184, 10707 Berlin 

Kandidatinnen und Kandidaten aller Wahlvorschläge stehen Ihnen Rede und Antwort. Kommen Sie vorbei und informieren Sie sich 
über Ziele, Gemeinsamkeiten und Unterschiede in den Wahlprogrammen. Treten Sie in kritische Diskussion mit den Kandidatinnen 

und Kandidaten und prüfen Sie sie auf Herz und Nieren! Nur wer gut informiert ist, kann die richtige Wahl treffen.  
Was wurde bisher erreicht? Wie stehen die einzelnen Listen zu konkreten Themen? Wer vertritt Ihre Interessen?  

Wir sind „die Kammer“. Ihre Stimme zählt. Demokratie lebt davon, dass sich die Mehrheit engagiert. Die Mehrheit—das sind auch 
Sie. Deshalb meinen wir: Nicht wegsehen und fernbleiben: hingehen und mitreden! Wir freuen uns auf Sie! 
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Seit 25. Februar 2009 hat die Psychothe-
rapeutenkammer eine neue Website. Sie 
wurde völlig neu gestaltet und erscheint 
in einem modernen Design. Ein wesentli-
ches Grundprinzip sollte der barrierefreie 
Zugang sein. Dadurch können auch Blin-
de und Sehbeeinträchtigte die Informatio-
nen abrufen. 
 
Mehr Übersicht und Funktionalität 
Das schnelle Auffinden von Informationen 
für die beiden Hauptnutzergruppen 
(Patienten und Ratsuchende sowie Kam-
mermitglieder) war der eigens eingerich-
teten Arbeitsgruppe Website das größte 
Anliegen. Mit nur 2—3 Klicks soll der Nut-
zer gleich an der richtigen Stelle sein. Es 
gibt neun Hauptgliederungspunkte wie 
z.B. „Patienteninfo“, „Über uns“, 
„Mitglieder“, „Rechtliches“ - diese sind 
jeweils wieder in Unterebenen gegliedert. 
Es gibt erstmals zwei Login-Bereiche: Für 
Kammermitglieder—hier gilt ein allgemei-
nes Pass-Wort, das noch gesondert mit-
geteilt wird. Für Delegierte gelten indivi-
dualisierte Passwörter. 
 
Schnellzugänge 
Schnellzugänge sind bereits auf der 
Startseite möglich. Mitglieder kommen 
mit einem Klick zum Fortbildungsportal. 
Patienten können mit einem Klick das 
Therapeuten-Suchsystem „Psych-Info“ 
aufrufen oder eine Telefon-Nummern von 
Krisendiensten erfahren. 
Über die Volltext-Suche kann der Nutzer 
ein Schlüsselwort eingeben und kommt 
so auf die von ihm gesuchten Seiten. 

Neue Farben—neues Layout 
Farblich haben wir von grün auf ein aktu-
elles „Rotbraun“ umgestellt. Ein Foto-
band in schwarz-weiß als obere Leiste 
unterstreicht themenbezogen die Haupt-
gliederungspunkte. Vor allem sollten 
Menschen aus dem täglichen Leben oder 
Therapiealltag abgebildet werden: von 
jung bis alt, von traurig bis zufrieden, ein-
zelne Gesichter und Gesichter in Grup-
pen.  
Das Layout ist ruhig und einfach gehal-
ten, ohne Verschnörkelungen. Es soll die 
Leser gleich auf das Wesentliche—die In-
halte—lenken. 
 
Große Download-Bereiche 
Im Kapitel Rechtliches kann der Nutzer 
die für die psychotherapeutische Tätig-
keit wichtigsten Gesetzes– oder Sat-
zungstexte herunterladen. Sortiert nach 
„Grundlagen der Kammerarbeit“ oder 
„Berufs– und Sozialrecht“ kann er sich ei-
nen Überblick zur Rechtslage verschaf-
fen. 
 
Überarbeitung der Texte 
Die meisten Texte wurden überarbeitet. 
Viele bisherigen Inhalte wurden 
„entrümpelt“. Die Texte sollen die Leser 
direkt (in „Sie“-Form) ansprechen und auf 
die jeweilige Zielgruppe ausgerichtet sein. 
So lesen sich die Texte unter 
„Patienteninfo“ sprachlich einfacher als 
Texte in Fachsprache, die sich in erster 
Linie an Kammermitglieder richten. 
Im Moment gibt es noch offene Baustel-
len im internen Bereich. So sollen erstma-

Neuer Online-Auftritt der Psychotherapeutenkammer Berlin 

lig die Themen „Qualitätssicherung/
Qualitäts-management“, „Forschung“ oder 
„häufig gestellte Fragen zu Rechtsthemen“ 
aufgegriffen werden. Die noch offenen Be-
reiche werden in den nächsten Wochen 
schrittweise befüllt. 
 
Anzeige über neue Mitteilungen 
Nutzer können zu bestimmten Themen 
RSS-Feeds abonnieren. Sie erhalten über 
das Internet eine RSS-Nachricht, sobald 
die Kammer neue Informationen ins Netz 
gestellt hat und verpassen dadurch keine 
wichtige Meldung, wenn sie sich nicht re-
gelmäßig auf der Kammerwebsite befinden. 
 
Publikationen online abrufbar 
Zu beziehen sind der Kammerrundbrief, der 
Newsletter der Bundespsychotherapeuten-
kammer und das Psychotherapeutenjour-
nal. 
 
Rückmeldungen/weitere Ideen: 
Wenn Sie Anregungen haben oder uns ein 
Feedback geben wollen, schreiben Sie an: 
Locher@psychotherapeutenkammer-
berlin.de. 
 
Internetadresse 
Es gilt weiterhin die bisherige Internetad-
resse: www.psychotherapeutenkammer-
berlin.de. de. 
 
Dr. Beate Locher 
Referentin für Öffentlichkeitsarbeit 
 

 


